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Grundrechte
Grundsätzliches
Die Grundrechte sind im Vergleich zu anderen Gesetzen höherrangiges Recht (vgl. Art. 1 III GG). Sie teilen sich auf in Freiheitsrechte und Gleichheitsrechte. 

Die Freiheitsrechte, insb. Art. 2, 4-6, 8-14 und 16 GG gewährleisten dem Einzelnen bestimmte Handlungsfreiheiten, Freiräume oder Rechtsgüter. 

Die Gleichheitsrechte, insb. Art. 3, 6 I und V, 33 I-III, 38 I GG gewährleisten, dass der Bürger im Verhältnis zu seinen Mitbürgern durch die staatlichen Organe nur aus sachlichem Grund ungleich behandelt werden darf. 

Daneben existieren die Justiz-Grundrechte in Art. 19 IV, 101, 103, 104 GG dem Einzelnen die Möglichkeit geben, seine ihm zustehenden Rechte gegenüber dem Staat durchzusetzen.

Art. 1 und 20 GG sind nach Art. 79 III GG nicht abänderlich (Ewigkeitsgarantie).

Aufgabe: Erstelle ein MindMap mit den genannten Grundrechten! Schreibe in die Mitte des MindMap Art. 1 I GG im Wortlaut. Unterscheide auch, wer Inhaber dieses Grundrechts ist (Jedermann-Rechte und Deutschenrechte). 

Wie gelten die Grundrechte? Techniken der Grundrechtsprüfung

Eine Grundrechtsverletzung liegt dann vor, wenn eine Maßnahme in den Schutzbereich des Grundrechts eingreift und dieser Eingriff nicht gerechtfertigt ist. Folgende Kurzformel lässt sich bei der Grundrechtsprüfung anwenden:



Eingriff in den Schutzbereich


+
Beeinträchtigung nicht gerechtfertigt


=
Verletzung des Grundrechts 

Es ist also in folgender Reihenfolge zu prüfen:

a) Geht es überhaupt um den Schutzbereich des Grundrechts (wenn nein: keine Grundrechtsverletzung)

b) Liegt ein Eingriff vor? (wenn nein: keine Grundrechtsverletzung)

c) Konkretisiert der Eingriff eine Grundrechtsschranke, ist er gerechtfertigt (dann ist er rechtmäßig) oder überschreitet er sie (dann ist er nicht rechtmäßig)?

Zu a) – Schutzbereich des Grundrechts

Gemeint ist zunächst der gesamte Lebensbereich, in dem das Grundrecht wirkt. 

Beispiel: „Sich versammeln“ (Art. 8 GG) erfasst nicht nur im engen Sinn den Versammlungsvorgang, sondern auch alle mit der Versammlung zusammenhängenden Handlungen. 

Aufgaben: 

· Ein Versammlungsteilnehmer, der sich auf der Anreise zur Versammlung befindet, wird von der Polizei aufgehalten und durchsucht. Ist der Schutzbereich des Art. 8 GG berührt?

· Die Bundesrepublik Deutschland schiebt einen aus der Schweiz angereisten Asylsuchenden wieder in die Schweiz ab. Ist der Schutzbereich von Art. 16a I / II GG berührt?

· A verlangt vom Herausgeber des Schwarzwaldkuriers die kostenlose Lektüre und beruft sich auf Art. 5 I 1 GG. Zu recht? Variante: Er verlangt kostenlose Einsicht in das Amtsblatt der Stadt Waldshut-Tiengen.

Zu b) – Eingriff in den Schutzbereich
Grundsatz: Ein Eingriff in den Schutzbereich liegt dann vor, wenn die Grundrechtsbeeinträchtigung staatlichem Handeln zugerechnet werden kann. Das kann geschehen durch Rechtsakte, also Gesetze, Verwaltungsakte und Urteile oder durch Realakte (hoheitliches Handeln).

Damit ein Eingriff vorliegt, müssen bei Rechtsakten zwei weitere Bedingungen erfüllt sein: Der Eingriff muss final und unmittelbar sein. Ein faktischer Eingriff kann auch mittelbar sein.

Final: Staatliche Maßnahme muss gezielt und beabsichtigt eine Grundrechtsbeeinträchtigung bewirken.

Unmittelbar: Staatliches Handeln ist direkt auf belastende Rechtsfolgen bei einem Grundrechtsträger gerichtet. Solche Rechtsfolgen können sein: Ge- und Verbote (z.B. Berufsverbot), Verweigerung einer Erlaubnis (z.B. Baugenehmigung), Aufhebung eines Rechtes oder einer Erlaubnis.

Aufgaben: 

· A beantragt eine Baugenehmigung, die ihm auch erteilt wird. Kurz nach Baubeginn teilt ihm das Bauamt mit, dass die Baugenehmigung nicht gültig sei, weil sich durch ein Versehen der zuständige Sachbearbeiter geirrt habe. A sieht darin einen Eingriff in Art. 14 I GG. Zu recht?

· Der Bundesgesundheitsminister warnt in einem Fernsehinterview, dass Kartoffelchips der Marke B 30% mehr Fett enthalten, als die Light-Chips der Marke C und daher deutlich ungesünder seien. B sieht sich darin einen Eingriff in Art. 12 GG. Zu recht?

· Das Ladenschlussgesetz betrifft zum einen Art. 12 I GG zugunsten der Ladeninhaber und Art. 2 I GG zugunsten der Kunden. Was ist ein final-unmittelbarer Eingriff, was ein faktisch-mittelbarer?

Zu c) - Rechtfertigung von Eingriffen
Wenn der Eingriff in den Schutzbereich festgestellt wurde, ist zu prüfen, ob dieser Eingriff verfassungsrechtlich gerechtfertigt ist, d.h. ob der Eingriff nur die Grundrechtsschranke konkretisiert.

Einzelne Grundrechte sind nicht einschränkbar – hier darf ein Gesetz nur eine Konkretisierung des Grundrechts bedeuten.

Andere Grundrechte sind einschränkbar. Diese haben einen Gesetzesvorbehalt.

Aufgaben: 

· Markiere in Deinem MindMap die einschränkbaren und nicht einschränkbaren Grundrechte mit unterschiedlichen Farben!

· In Waldshut wird der Verein „Ultras SC Freiburg – Sektion Hotzenwald“ gegründet. Vereinszweck ist unter anderem, nach verlorenen Spielen des SC Freiburg Autos mit Fanaufklebern der Gegenmannschaft zu beschädigen. Der Landesinnenminister verbietet den Verein. Die Mitglieder berufen sich auf Art. 9 GG. Zu recht?

· Die Eltern von A erklären, dass A aufgrund der religiösen Überzeugungen der Familie nicht eine allgemeine Schule besuchen solle, da auf dieser Lehrinhalte gelehrt würden, die der Religion von A widersprächen. Sie berufen sich auf Art. 4 I GG. Zu recht?

Grundsätzlich muss jeder Grundrechtseingriff, wenn er gerechtfertigt sein soll, dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen. Es muss daher die Wechselwirkung zwischen dem durch die Einschränkung verfolgten öffentlichen Interesse und der Wertsetzung des Grundrechts selbst abgewogen werden. 

Verhältnismäßig ist ein Eingriff, wenn er geeignet, erforderlich und angemessen ist. 

Geeignet: Mit der Hilfe der Maßnahme kann das angestrebte Ziel erreicht werden.

Erforderlich: Es gibt kein anderes Mittel, das unter geringeren Belastungen des Grundrechtsträgers zur Zielerreichung ebenso geeignet ist.

Angemessen: Die für den Grundrechtsträger eintretenden Nachteile müssen in einem angemessenen Verhältnis zu dem bezweckten Vorteil stehen.

Aufgaben:
· Der Bundestag beschließt ein Gesetz zur Wiedereinführung der Todesstrafe für Kinderschänder, um einen effektiven Schutz der Kinder zu erreichen. Der Pädophile P, der hingerichtet werden soll, sieht darin eine Verletzung von Art. 2 I GG. Zu recht?

· Die NPD meldet in Berlin eine Großdemonstration an. Linksextremisten organisieren eine Gegendemonstration. Da es erfahrungsgemäß bei solchen Ereignissen zu Zusammenstößen kommt, bei denen Personen- und Sachschaden entsteht, untersagt die Stadtverwaltung beide Demonstrationen. NPD und Linksextremisten sehen ihr Grundrecht auf Versammlungsfreiheit beschränkt. Zu recht?

· Variante: Die Stadt argumentiert, dass sie aufgrund des Personalmangels in der Polizei die Sicherheit für beide Versammlungen nicht gewährleisten könne. Daher verbietet sie nur die Gegendemonstration. Zu recht?

Ein Beispiel für ein besonderes Grundrecht: Art. 12 – Berufsfreiheit

Art. 12 I gewährleisten die Freiheit der Berufswahl und der Berufsausübung. Ein Beruf ist „jede auf Dauer angelegte Tätigkeit zur Schaffung und Erhaltung einer Lebensgrundlage“ (BVerfGE 7,377).

Aufgabe: Suche je ein Beispiel für die Berufswahl und für die Berufsausübung!

Berufswahl:

Berufsausübung:

Schutzbereich:
Im Grundsatz ist jede Tätigkeit von der Berufsfreiheit erfasst, auch Tätigkeiten ohne sozialen Wert (z.B. Astrologen). Ausgenommen sind nur sozial nicht hinnehmbare Tätigkeiten wie „Berufs“verbrechertum. Streitig ist, ob Prostitution ein Beruf ist, der von Art. 12 GG geschützt wird.

Aufgaben:
· Student S studiert Altorientalistik. Da das Fach als „brotlos“ gilt, entschließt sich die Landesregierung, den Studiengang zu schließen. S beruft sich auf Art. 12 GG. Zu recht?

· L arbeitet als Lehrer auf der Grundlage eines auf 2 Jahre befristeten Vertrages. Ist sein Beruf von Art. 12 GG geschützt?

· Um eine bessere Anpassung an den Arbeitsmarkt zu erreichen, beschließt die Landesregierung ein Gesetz, dass Abiturienten ihr Studienfach zugeteilt bekommen, ausschlaggebend sind dafür die Noten in bestimmten Fächern. Ist der Schutzbereich von Art. 12 GG eröffnet?

· Die Landesregierung erlässt die Vorschrift, dass Bauarbeiter ausschließlich mit Helm arbeiten dürfen. Ist der Schutzbereich von Art. 12 GG eröffnet?

Eingriffe:
Man unterscheidet Eingriffe mit „subjektiv berufsregelnder Tendenz“ und solche mit „objektiv berufsregelnder Tendenz“. Die ersteren berühren unmittelbar die Rechte der Einzelnen und sind daher in jedem Fall Eingriffe, so z.B. Altersgrenzen für bestimmte Berufe, das Ladenschlussgesetz usw. Bei den objektiven Eingriffen ist die Berufsregelung ein „Nebeneffekt“. Ein Eingriff liegt nur dann vor, wenn die Regelungen in engem Zusammenhang mit der Ausübung der Berufsfreiheitsrechte stehen. 

Eingriff liegt vor z.B. bei Studiengebühren, nicht aber z.B. bei der Einführung der Ökosteuer.

Aufgaben:
· Atomkraftwerksbesitzer A sieht in der Einführung der Brennelementesteuer eine Einschränkung seiner Berufsausübungsfreiheit. Zu recht?

· Ladenbesitzer L sieht im Ladenschlussgesetz einen Eingriff in Art. 12 GG. Zu recht?

· Abiturient M sieht im numerus clausus für sein Wunschstudienfach Medizin einen Eingriff in Art. 12 GG. Zu recht?

· Krankenschwesternschülerin K sieht in der Pflicht, vom Krankenhaus gestellte Arbeitskleidung zu tragen, einen Eingriff in Art. 12 GG. Zu recht?

· Profifußballer J.M. Bosman sah in der hohen Ablösungssumme seines Vereins eine faktische Einschränkung der Wahl seines Arbeitsplatzes. Zu recht?

Schrankensystematik des Art. 12 I GG – die Drei-Stufen-Theorie
Fall (zitiert nach Alpmann-Schmidt, Grundrechte, Münster 2008): Medizinstudent M stellt beim Studium fest, dass der Bundesgesetzgeber im SGB-V, § 102, erlassen hat, dass die Zulassung zum Kassenarzt an einem jeweiligen Ort künftig nach Verhältniszahlen von Fachärzten und Hausärzten zu erfolgen hat. Wenn es zu viele Fachärzte an einem Ort gibt, dürfen keine weiteren mehr zugelassen werden. M sieht sich in seinem Grundrecht auf Art. 12 I GG eingeschränkt. Zu recht?

Aufgabe:
Prüfe, warum ein Eingriff in den Schutzbereich von Art. 12 I GG vorliegt!

Zu prüfen ist nun, ob dieser Eingriff verfassungsmäßig gerechtfertigt ist. 

Zur Prüfung der Verhältnismäßigkeit hat das BVerfG die sogenannte „Drei-Stufen-Theorie“ entwickelt. Danach sind Einschränkungen der Berufsfreiheit in drei Stufen leichter, mittel oder schwer möglich.

Stufe 1 betrifft sogenannte „Berufsausübungsregelungen“, also das „Wie“ der beruflichen Tätigkeit. Da der Kern der beruflichen Tätigkeit nicht berührt wird, sind Einschränkungen leichter möglich. 

Beispiele: Ladenschlussgesetz, Werbeverbote, Warnhinweise auf Zigarettenschachteln, Einfuhrverbot für Kampfhunde, Ablieferungspflicht für Einkünfte aus Nebentätigkeit im öffentlichen Dienst.

Eingriffe der Stufe 1 sind zulässig, wenn vernünftige Erwägungen des Gemeinwohls diese zweckmäßig erscheinen lassen.

Stufe 2 betrifft sogenannte „subjektive Zulassungsgrenzen in der Berufswahlfreiheit“. Diese machen die Berufswahlfreiheit von Kriterien abhängig, die der Berufsanwärter mitbringt, wie persönliche Eigenschaften und Fähigkeiten.

Beispiele: Bestimmung von Altersgrenzen für Piloten, Notare, Ärzte, Erfordernis der Meisterprüfung, Zulassungsvoraussetzungen zum Studium.

Eingriffe der Stufe 2 sind zulässig, wenn durch sie ein wichtiges Gemeinschaftsgut, das der Freiheit des Einzelnen vorgeht, geschützt werden soll. 

Stufe 3 betrifft sogenannte „objektive Zulassungsgrenzen in der Berufswahlfreiheit“. Diese gelten unabhängig von der Qualifikation des Bewerbers und können von diesem nicht beeinflusst werden. 

Beispiele: Monopole des Staates (Spielbankenmonopol, Güterfernverkehr).

Eingriffe der Stufe 3 sind nur zulässig, wenn sie ausnahmsweise und zur Abwehr nachweisbarer oder höchstwahrscheinlicher Gefahren für ein überragend wichtiges Gemeinschaftsgut geschaffen werden.

Aufgabe: 

· Ordne den o.g. Fall auf eine der drei Stufen ein! 

· Prüfe die Verhältnismäßigkeit anhand der Kriterien des vorigen Arbeitsblattes und der Drei-Stufen-Theorie! (Geeignetheit, Erforderlichkeit, Angemessenheit). 

